
Beispielsweise ergibt sich aus der Begründung von 
Eingaben, die beim Bezirksgericht Leipzig eingehen, 
daß häufig noch die Meinung vertreten wird, bei der 
bedingten Strafaussetzung nach § 346 StPO handele es 
sich um eine Art der früheren Bewilligung von Bewäh­
rungsfrist oder um eine Gnadenmaßnahme. Dabei wird 
völlig verkannt, daß die bedingte Strafaussetzung eine 
besondere Maßnahme der Strafvollstreckung ist, die 
an bestimmte, in § 346 Abs. 1 Buchst, a und b auf­
geführte gesetzliche Voraussetzungen geknüpft ist. 
Würden die Rechtsanwälte dies beachten, dann könnte 
es nicht Vorkommen, daß sie in den Begründungen an­
dere als die im Gesetz genannten Voraussetzungen an­
führen, die überhaupt nicht zu beachten und daher 
auch vom Gericht nicht zu prüfen sind. So aber führen 
ihre Eingaben, weil nicht entsprechend den gesetzlichen 
Voraussetzungen begründet, zu keinem Erfolg. Statt 
die Schuld bei sich selbst zu suchen, wird dann noch, 
wie festgestellt werden konnte, dem Verurteilten ge­
sagt: „Ja, ich habe alles versucht, das Gericht hat aber 
nicht mitgemacht.“ Eine solche Praxis hat weder etwas 
mit der Wahrung der Interessen des Verurteilten zu 
tun, noch liegt sie im Interesse unserer Gesellschaft; sie 
ist schließlich auch nicht dazu angetan, dem Gericht bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben zu helfen und das Ver­
trauen der Werktätigen in unsere Justizorgane zu 
festigen.

Manche Rechtsanwälte gehen besonders „geschickt“ 
vor und senden ihre Eingaben auf Gewährung beding­
ter Strafaussetzung gleichzeitig an den Staatsanwalt 
und an das Gericht. Sie vertreten die Meinung, die Mit­
teilung an das Gericht trage nur informatorischen Cha­
rakter, da § 346 Abs. 6 StPO eindeutig festlege, daß das 
Gericht ohne Antrag des Staatsanwalts oder des Lei­
ters der Strafvollzugsanstalt überhaupt nicht zu einer 
Entscheidung berechtigt sei. Tatsächlich läßt § 346 Abs. 
6 StPO eine solche Auslegung überhaupt nicht zu, und 
außerdem ist längst geklärt, daß es für die Entschei­
dung des Gerichts keines Antrags des Staatsanwalts 
bedarf, daß aber in jedem Fall der Staatsanwalt gehört 
werden muß. Im übrigen muß man diese Rechtsan­
wälte fragen: Was soll das Gericht mit einer Zweit­
ausfertigung der an den Staatsanwalt gerichteten Ein­
gabe überhaupt anfangen, wenn es — nach ihrer Mei­
nung — doch nur auf Antrag des Staatsanwalts ent­
scheiden und folglich erst nach Eingang dieses Antrags 
tätig werden darf? Soll das Gericht etwa seine Akten 
mit solchen informatorischen Eingaben füllen?

Richtig ist natürlich, daß § 346 Abs. 6 StPO es dem 
Staatsanwalt und dem Leiter der Strafvollzugsanstalt 
zur Pflicht macht, nach Antritt der Strafe laufend zu 
überprüfen, ob die Voraussetzungen für eine bedingte 
Strafaussetzung eingetreten sind, und gegebenenfalls 
einen entsprechenden Antrag bei Gericht zu stellen. 
Von dieser Pflicht wird der Staatsanwalt auch nicht 
durch Eingaben des Verurteilten oder seiner Angehö­
rigen entbunden. An den Staatsanwalt gerichtete- Ein­
gaben auf Gewährung bedingter Strafaussetzung kön­
nen also nur als Anregungen betrachtet werden. Stellt 
der Staatsanwalt bei einer Überprüfung fest, daß die 
im Gesetz genannten Voraussetzungen noch nicht vor­
liegen, dann wird er Wiedervorlage der Akten nach

Entscheidungen 
des Obersten Gerichts

Strafrecht
§ 4 JGG; § 51 Abs. 2 StGB.
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit eines Jugend­

lichen kann nur unter den Voraussetzungen des § 4 JGG 
geprüft werden. § 51 Abs. 2 StGB findet keine An­
wendung.
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Der Angeklagte ist 17 Jahre alt. Er hat die Volksschule be­

sucht und wurde zweimal nicht in eine höhere Klasse versetzt. 
Nach seiner Schulentlassung war er vom September 1951 bis 
Januar 1952 im Schullehrbetrieb ln W. beschäftigt, mußte aber.

einer angemessenen Zeit verfügen und, falls eine Ein­
gabe. des Verurteilten vorliegt, diesen von seiner Ent­
scheidung in Kenntnis setzen.

Dem Gericht selbst obliegt eine solche gesetzliche 
Überprüfungspflicht nicht. Wendet sich aber nun ein 
Verurteilter wegen bedingter Strafaussetzung an das 
Gericht, dann muß es auch entscheiden, obwohl dem 
Verurteilten kein Recht zusteht, eine Maßnahme nach 
§ 346 StPO zu beantragen, ein Beschluß des Gerichts 
daher nicht auf seinen Antrag ergeht. In diesem Fall 
muß das Gericht den Staatsanwalt zur Stellungnahme 
auffordern und ihn ersuchen, eine Beurteilung des be­
treffenden Verurteilten durch die zuständige Haftan­
stalt zu beschaffen. Nach sorgfältiger Prüfung der Stel­
lungnahme des Staatsanwalts und der Beurteilung der 
Haftanstalt entscheidet das Gericht unter Beachtung 
der erforderlichen gesetzlichen Voraussetzungen nach 
eigenem Ermessen. Ein Beschwerderecht gegen diese 
gerichtliche Entscheidung steht nur dem Staatsanwalt 
zu. Der Verurteilte hat, wenn die bedingte Strafaus­
setzung nicht gewährt wird, kein Beschwerderecht; das 
folgt daraus, daß ihm auch kein Recht zustand, bedingte 
Strafaussetzung zu beantragen.

Wenn daher Rechtsanwälte Eingaben auf bedingte 
Strafaussetzung gleichzeitig an den Staatsanwalt und 
an das Gericht richten, dann werden zwei verschiedene 
Behörden in ein und derselben Sache nebeneinander 
tätig. Das bedeutet eine völlig unnötige Doppelarbeit, 
die hier entweder durch mangelhafte Gesetzeskenntnis 
oder verantwortungslose Arbeitsmethoden einiger 
Rechtsanwälte verursacht wird.

Auch der Rechtsanwalt kann sich nicht einfach über 
die gesetzlichen Voraussetzungen der bedingten Straf­
aussetzung hinwegsetzen und in seinen Eingaben an 
das Gericht auf alles andere als auf diese Voraussetzun­
gen Bezug nehmen. Als Organ der Rechtspflege ist er 
vielmehr verpflichtet, den durch den Strafvollzug ein­
geleiteten Erziehungs- oder Umerziehungsprozeß des 
Verurteilten nicht dadurch zu hemmen, daß er durch 
verfrühte oder unbegründete Eingaben auf bedingte 
Strafaussetzung bei diesem oder dessen Angehörigen 
eine völlig falsche Vorstellung über die Gefährlichkeit 
der begangenen Straftat und die Aufgaben unseres 
Strafvollzugs hervorruft oder eine solche bereits be- 
steheAde falsche Vorstellung damit noch bekräftigt und 
vertieft. Schließlich ist ein solches Verhalten auch nicht 
geeignet, die Überzeugung des Verurteilten von der 
Gerechtigkeit der vom Gericht ausgesprochenen Strafe 
zu festigen, und wird keineswegs dazu beitragen, das 
Vertrauen unserer Bürger zu den Gerichten zu stärken 
und zu vertiefen.

Es ist deshalb an der Zeit, daß die Rechtsanwälte er­
kennen, wie sie durch ihre schlechte Gewohnheit, un­
begründete Eingaben wegen bedingter Strafaussetzung 
zu machen, die vom Verurteilten begangenen Straftaten 
bagatellisieren und die erzieherische Wirkung des 
Strafvollzugs abschwächen. Möge dieser Beitrag sie 
dazu veranlassen, mit den verantwortungslosen Ar­
beitsmethoden schnellstens Schluß zu machen.

JAKOB GRASS,
Direktor des Bezirksgerichts Leipzig

da er nach Beendigung der Probezeit die Aufnahmeprüfung 
nicht bestand, wieder ausscheiden. Danach war er von Mai bis 
August 1952 bei einem Kupferschmied als Hilfsarbeiter be­
schäftigt, löste aber dieses Arbeitsverhältnis, da ihm diese 
Arbeit zu schwer war. Vom September 1952 bis Februar 1953 
gehörte er dem Dienst für Deutschland an und leistete dort 
vorwiegend Bau- und Waldarbeit. Seitdem hat er sich bei 
verschiedenen Firmen vergeblich um Arbeit bemüht.

Der Angeklagte wohnte mit drei jüngeren Geschwistern und 
dem ein Jahr älteren Bruder Georg bei seinen Eltern. Das 
Verhältnis zu seinen Eltern und dem Bruder Georg war kein 
gutes und steigerte sich Georg gegenüber besonders während 
der letzten drei Monate zu einem „haßähnlichen“ Gefühl. Dies 
war darauf zurückzuführen, daß der' ältere Bruder, der in 
Arbeit stand und ein entsprechendes Einkommen hatte, 
den Angeklagten oft anwies, für ihn Besorgungen zu erledi­
gen, ihn auf verschiedene Art und Weise hänselte und auch 
schlug. In dem Angeklagten reifte deshalb zunächst der Ent­
schluß, dem Bruder eins „auszuwischen“, bis er sich mit dem 
Gedanken trug, ihn zu töten. Durch Kriminalromane und 
Schundliteratur wurde dieser Gedanke noch bestärkt.
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